Globale Ungerechtigkeit und Ressourcenverschwendung 
führt letztlich zu Terror und Überwachung 


Die derzeitige Verschwendung von Ressourcen beutet nicht - wie etwa zum überwiegenden Teil noch in den 70er 
Jahren des 20. Jahrhunderts - nur Menschen in Rohstofflieferstaaten aus, sondern auch jene in den sogenannten 
„Schwellenländern“, die für uns immer kurzlebigere Güter unter oft sklavenähnlichen Umständen produzieren. Ein 
nicht unbeträchtlicher Teil der CÖ 2 -Emissionen der Schwellenländer wie China geht auf das Konto der 
Konsumgüterproduktion für die Bevölkerung der reichen „entwickelten“ Länder. Es ist daher eine unglaubliche 
Heuchelei, wenn diesen Produktionsstaaten undifferenziert ihre gesamten Emissionen zur Last gelegt werden und eine 
im wahrsten Sinn des Wortes „grenzenlose“ Frechheit, wenn diese Tatsache noch dazu als Argument dafür herhalten 
muss, für unsere Industrie aus Wettbewerbsgründen zusätzliche Verschmutzungsrechte zu fordern. 

Es gibt kaum vernünftige Zweifel daran, dass die enormen CCb-Emissionen der Menschheit zu Erhöhungen der 
Durchschnittstemperatur der Atmosphäre gegenüber deren sonstigen Verlauf führen. Allerdings handelt es sich beim 
Klima um ein derart komplexes völlig nicht-lineares Geschehen, dass jede in Zahlen ausgedrückte Prognose prinzipiell 
mit extremen Unsicherheiten behaftet ist. All diese netten Berechnungen, wie viele Tonnen Kohlendioxid noch erlaubt 
seien, um etwa die mittlere Temperaturerhöhung unter 2°C zu halten, sind deshalb als politischer Handlungsmaßstab, 
mit Verlaub gesagt, purer Unsinn. Obwohl also „Klimaskeptiker“ soweit recht haben, dass sich die künftige 
Temperaturentwicklung quantitativ seriös nicht Vorhersagen lässt, kann man auf Basis der erdrückenden Indizien und 
zum Teil erschreckenden, aber durchaus plausiblen möglichen Szenarien mit sehr gutem Gewissen sagen, dass es 
dringendst angebracht ist, den Ausstoß von Treibhausgasen so drastisch zu reduzieren wie nur irgend machbar. Ein 
Feilschen um möglichst hohe Freisetzungsgrenzen für die jeweils eigene Wirtschaft ist daher einfach nur 
verantwortungslos. 

Dass Warnungen von Wissenschaftlern und natürlich auch ihre Modelle zur Erarbeitung eines Verständnisses der 
Zusammenhänge und möglichen Folgen grundsätzlich sehr wohl nützlich sind, zeigt die rigorose Reduktion der SÖ 2 - 
Emissionen seit den 80er Jahren, die zu einer praktisch vollständigen Rückbildung der zum Teil dramatischen 
Waldschäden geführt hat. Niemand hätte den tatsächlichen Verlauf Vorhersagen können. Klar ist jedoch, dass ein 
enormer Teil des Waldes eingegangen wäre, hätte man nichts unternommen, weil die Effekte und Zusammenhänge gut 
belegt waren. Zum Glück hat damals niemand zu öffentlichkeitswirksam gefragt, wie viele Tonnen Schwefeldioxid zum 
Erhalt eines gewissen prozentuellen Anteils des Waldbestandes (der durch Lage und andere Faktoren begünstigt ist) 
noch zuträglich seien, sondern es wurde getan, was technisch möglich war. 

Neben dem Klimawandel zeichnen sich weitere, zum Teil gigantische ökologische Probleme ab, die auch nachfolgende 
Generationen in den „reichen“ Ländern nicht verschonen werden. Man denke nur an die enormen Belastungen mit 
Schwermetallen, Pestiziden oder zu Mikropartikeln zerriebenen Kunststoff, welche bereits in praktisch jedem von uns 
im Blut nachzuweisen sind, von den weit aus stärker geschädigten Meeresorganismen und vielen anderen sensiblen 
Ökosystemen ganz zu schweigen. Eine besondere Hinterlassenschaft bilden jene radioaktiven Abfälle aus 
Kernkraftwerken, die auf für menschliche Begriffe unermessliche Zeiträume hochgefährlich bleiben. Neben den 
abgebrannten Brennstäben fallen übrigens noch riesige Mengen kontaminiertes oder durch Neutronen aktiviertes 
Material aus dem Reaktor und Primärkreislauf an. 

Es ist wohl nicht klug, Ressourcen zu vergeuden, von denen man weiß, dass es davon auf der Erde nur eine begrenzte, 
halbwegs leicht förderbare Menge gibt und daraus Unmengen an viel schwerer zu handhabendem Müll sowie das Klima 
ungünstig beeinflussende Gase zu machen, wenn man in einem vernünftigen Gesellschaftssystem anders auch sehr gut 
leben könnte, weshalb in diesem Text auch Gedanken zur vorzeitigen Obsoleszenz eine wichtige Rolle zukommt. 

Im sogenannten realpolitischen Alltag wird jedoch stets auf Sachzwänge innerhalb des heutigen globalen Wettbewerbs 
verwiesen, die nicht nur Sinnvolles verhindern, sondern im Gegenteil bereits errungene Maßnahmen wieder in Frage 
stellen. Der Schlüssel zur Lösung dieses Dumping-Problems nicht nur im Umwelt- sondern auch im Sozialbereich liegt 
in Standards für den Zugang zu den Verbrauchermärkten der wohlhabenderen Regionen. So müssten sinnvolle 
Mindeststandards für alle Produkte und Dienstleistungen im europäischen Binnenmarkt unter Einhaltung geeigneter 
Übergangsfristen eingeführt werden, und zwar für wirklich alle unabhängig davon, ob sie innerhalb oder außerhalb der 
Union hergestellt oder erbracht werden. Für eine volkswirtschaftlich gesehen ausreichende Kontrolle würden durchaus 
Stichproben und ein Whistleblower-System zur Meldung schwarzer Schafe unter den Mitbewerbern am Weltmarkt 
genügen. Selbstverständlich müssten Rohstoffe und Agrargüter in diese Regelung inkludiert werden, auch wenn es um 
Waren geht, die innerhalb Europas nicht produziert werden können. Ob solche Standards trotzdem zu einer neuen Form 
eines fiesen postkolonialen Protektionismus verkommen oder nicht, hängt von der konkreten Ausgestaltung und 
Anwendung ab. Dies könnte durch klare vertragliche Zielvorgaben für eine umsetzende Exekutive (z. B. die 
europäische Kommission) und geeignete regelmäßige Evaluierungen gesichert werden. Allen kleinkarierten 
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Nationalisten sei in diesem Zusammenhang zu bedenken gegeben, dass die meisten europäischen Staaten im Alleingang 
eine solche Maßnahme nicht sinnvoll durchführen könnten, da ihre kleineren Märkte einfach quasi in Form eines 
Boykotts ignoriert würden, der von außen nicht einmal formal verhängt werden müsste. Sie sind daher jeweils für sich 
genommen der globalen Dumpingspirale vollständig ausgeliefert, ist es doch eine Illusion, dass sie im Alleingang in 
einem kleinen autarken Kreislauf die Errungenschaften von Wissenschaft und Technik in vernünftiger Weise aufrecht 
erhalten könnten. Völlig abgekoppelt vom Rest der Welt schafft dies vermutlich nicht einmal ein nach innen 
hervorragend kooperierender Kontinent, von den verbleibenden Risiken kriegerischer Konflikte durch den Neid 
verarmter Massen in benachteiligten Erdteilen einmal ganz abgesehen. 

Um aber industriell weniger entwickelten Staaten reale Chancen zu friedenstiftenden Verbesserungen zu geben, sollten 
etwa mit Hilfe einer Rohstoffdividende, wie sie Thomas Pogge vorschlägt, direkte Fördermaßnahmen für benachteiligte 
Bevölkerungen finanziert werden. Überdies sollte wirtschaftlich zurückgebliebenen Regionen ein moderater echter 
Protektionismus in Aufbauphasen zugestanden werden, was natürlich in Gegensatz zur momentanen „EPA“ -Politik der 
EU steht. Es geht also um einen doppelten Schutz. In den reichen Volkswirtschaften soll das Drücken von Standards 
verhindert bzw. das Durchsetzen von in solchen Gegenden bereits tragbaren Auflagen ermöglicht werden. Arme 
Regionen sollen gleichzeitig unterstützt und deren lokale noch nicht so konkurrenzfähige Wirtschaft, soweit dies zur 
eigenständigen Entwicklung vernünftig ist, vor Europas technologischen Vorsprung geschützt werden. Es ist nämlich 
eine Illusion, dass Europa dauerhaft als Wohlstandsinsel inmitten eines Elendsmeeres bestehen kann. Die auf eine 
global optimierte Ausbeutung abzielende neoliberale Freihandelsideologie ist einer der Faktoren, die den Aufbau einer 
solidarischen Gesundheits- und Altersversorgung in schwächeren Regionen verhindern. Dies führt dazu, dass in vielen 
Ländern Kinder noch immer die einzige Absicherung sind, weshalb die Bevölkerung auf diesem Planeten explodiert. 
Die Perspektivenlosigkeit vieler dieser jungen Menschen fördert zum einen Radikalisierungen und zum anderen einen 
gesteigerten Migrationswunsch. Ob ein neues, auf nachhaltige Fairness setzendes europäisches Wirtschaftsmodell, den 
Menschen außerhalb genügend Inspiration und Chancen zum Aufbau eigener lebenswerter Strukturen gibt, mag 
ungewiss sein, weiter in ungerechter Weise auf Kosten anderer leben zu wollen und sich von den damit verbundenen 
globalen Bedrohungen rein territorial und militärisch abschotten zu wollen, ist allerdings mit Sicherheit in absehbarer 
Zeit zum Scheitern verurteilt. 

Einwände gegen die Warnung vor einer Dumpingspirale, die sich z. B. auf den vergleichsweise geringen Anteil des 
Außenhandels der EU beziehen, unterschätzen zum einen das Erpressungspotential durch den internationalen 
Standortwettbewerb, wo oft mit bloßen Drohungen und lobbyistischen Verweisen auf vermeintliche wirtschaftliche 
Sachzwänge viel durchgesetzt wird, und vernachlässigen zum anderen die extrem unfairen Tauschverhältnisse im 
Welthandel, weshalb klassische makroökonomische Parameter die realen Beiträge in der Wertschöpfungskette in 
Wahrheit eher verschleiern. Neben einem Dumping-Wettbewerb führt die Freihandelsideologie zu enormen 
ökologischen Kollateralschäden durch teilweise extreme Transportwege und hemmungslosen Raubbau durch globale 
Großinvestoren, die neben der Ernährungssouveränität auch andere Zweige einer differenzierten, den lokalen 
Verhältnissen angepassten Wirtschaft zerstören. Diese Zerstörungen haben nichts mit innovativer Kreativität zu tun, 
sondern führen zu einem Kahlschlag an kultureller Diversität, die aber für eine hinreichende Resilienz der gesamten 
Menschheit zur Lösung vielleicht heute noch gar nicht absehbarer Probleme wichtig sein könnte. Ganz zu schweigen 
von den demokratiegefährdenden Risiken zu sehr geballter Wirtschaftsmacht, der lokale Kommunen hilflos ausgeliefert 
sind. 

Wäre der Arbeitsmarkt Europas nicht in unnötigem Ausmaß einem inneren und internationalen Dumping- 
Standortwettbewerb ausgesetzt, könnte bei einem Produktionsüberschuss die Arbeit gegebenenfalls auch durch 
Arbeitszeitverkürzungen besser verteilt werden, anstatt einen sinnlosen Mehrverbrauch rein zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu induzieren. Im Übrigen ist es jetzt so, dass die Exportwirtschaft und der importierende Handel 
indirekt subventioniert wird, indem der Staat die Sozialkosten des Arbeitskräftereservoirs (welches durchaus die 
Erpressbarkeit der nichtselbständig Beschäftigten erhöht) in Form des Arbeitslosengeldes teilweise durch Schulden 
trägt, die über jene Anleihen finanziert werden, in die das in privaten Händen angehäufte Kapital fließt. Dem Handel 
wird dadurch für das globalisierte Kapital quasi kostenlose zusätzliche Kaufkraft zur Verfügung gestellt, da das Geld in 
den Anleihen im Gegensatz zu Löhnen und Steuern irgendwann zurückgefordert werden kann. So wird die ungleiche 
Vermögensverteilung auch auf diese Weise gefördert und das Gemeinwesen in Zukunft allmählich einer privaten 
Minderheit ausgeliefert. 

Der spezielle Wahnsinn des derzeitigen Wirtschaftssystems liegt darin, dass ein intrinsischer Wachstumszwang dazu 
führt, dass der Verbrauch ständig mittels Marketing und geplanter Obsoleszenz angefeuert wird, sodass eigentlich zu 
erwartende Marktsättigungsphänomene nicht wirksam werden. (Unter Einbeziehung von korrekterweise 
vorhergesehenen technisch bedingten Produktivitätssteigerungen rechnete John M. Keynes wegen der Vernachlässigung 
dieser Mechanismen unter anderem mit drastischen Arbeitszeitverkürzungen.) Da der Staat über Lohn- und 
Umsatzsteuern überwiegend durch eine in der Mehrzahl auch ressourcenverbrauchende Erstellung von Produkten und 
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Dienstleistungen Einnahmen generiert, muss er zur Finanzierung seiner Leistungen für einen hohen Umsatz in der 
Wirtschaft sorgen. In einer fiktiven Hausgemeinschaftsgesellschaft würden durch länger haltbare Werkzeuge und/oder 
den Verzicht auf nur durch (Werbe-) Manipulation hervorgerufene Begehrlichkeiten Ressourcen zur Pflege von Alten 
und Kranken, zur Kindererziehung etc. frei. Im derzeitigen System dagegen muss der Staat den Konsum um jeden Preis 
anzukurbeln, damit „Brosamen“ für gesellschaftlich Notwendiges abfallen, auch wenn der damit verbunden Verbrauch 
langfristig im Hinblick auf globale Rohstoffkonflikte oder der Stabilität lebenserhaltender Ökosysteme quasi 
selbstmörderisch ist. 

Daher sollte im Falle von Wohlstandssättigungsphänomenen, wie bereits gesagt, der Arbeitsmarkt durch an die Lage 
reversibel anpassbare Arbeitszeitkürzungen entlastet und die Staatseinnahmen durch eine gleichzeitige, sozial 
verträglich gestaltete Erhöhung von Steuersätzen auf dem notwendigen Niveau gehalten werden. Wenn Menschen mit 
allem, was sie brauchen, mehr als ausreichend versorgt sind, dann kann man ihnen zumuten, einen größeren Anteil vom 
erwirtschafteten Einkommen (oder auch übermäßig angehäuften Vermögen) für die Allgemeinheit zur Verfügung zu 
stellen. Bei Vermögenssubstanzbesteuerung muss allerdings zwischen persönlichem Luxus oder extrem hohem reinen 
Finanzvermögen auf der einen Seite und in einem kleinen oder mittleren Familienunternehmen ohne 
wettbewerbsgefährdende Marktdominanz gebundenem Kapital, welches daher auch kaum für politische Zwecke 
missbraucht werden kann, auf der anderen Seite unterschieden werden. Außerdem sind zum Beispiel viele Wohnbauten 
weder energieeffizient noch altersgerecht, sodass hier in absehbarer Zukunft notwendige persönliche Investitionen 
anstehen, die nicht zusätzlich steuerlich belastet werden sollten. Bislang wird jedoch im Falle eines wirtschaftlichen 
Rückgangs stets versucht, mit oft recht undifferenzierten Steuergeschenken an Unternehmen bzw. die ohnehin 
ausreichend kaufkräftige obere Mittelschicht, die Nachfrage nach Investitions- bzw. Konsumgütern um jeden Preis 
anzukurbeln, ohne auf die Implikationen im Hinblick auf globale Ressourcenkonflikte oder ökologische Schäden zu 
achten. (So „entlastet“ zum Beispiel die Steuerreform 2015 in Österreich selbst Einkommen über dem oberen Quartil.) 
Natürlich darf nicht jeder Einbruch der Wirtschaftsleistung durch Steuererhöhungen kompensiert werden, da sonst eine 
Abwärtsspirale, die die Versorgung der Bevölkerung gefährdet, in Gang kommen kann. Es muss von der Politik immer 
wieder neu anhand der Gegebenheiten in einem gesellschaftlichen Diskurs ausgehandelt werden, inwieweit die 
Versorgungssituation (von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen) ein Zurückfahren des Konsumvolumens im 
Interesse der Umwelt und aus Solidarität mit ärmeren Regionen bzw. zukünftigen Generationen erlaubt. Es wäre töricht, 
hierfür einen allgemeingültigen Algorithmus vorzuschlagen. 

Allerdings würden sich unter einem (nach meinem Vorschlag vorerst in Selbstverpflichtung auferlegten) fairen EU- 
Außenhandel die „Terms of Trade“ für Europa massiv verändern, sodass bei gleichem Importvolumen die zu 
erbringenden Gegenleistungen rapide anwachsen würden. Neben der langfristigen Unhaltbarkeit der materiellen 
Verschwendung werden daher die demographischen Herausforderungen einer alternden Gesellschaft in Europa mit 
schrumpfenden Anteil an Erwerbsfähigen und erhöhtem Pflegebedarf ein Umdenken verlangen. Die unserem bisherigen 
Wirtschaftssystem inhärente Wegwerfkultur zerstört nämlich absichtlich, zum Teil völlig überflüssigerweise, die 
Umwelt nachkommender Generationen und das Leben von Milliarden ausgebeuteter Menschen. Sie ist ohne 
rücksichtslose Plünderung zukünftig wahrscheinlich noch stärker umkämpfter Rohstoffe und menschenverachtende 
quasi ausgelagerte Sklaverei aber gar nicht leistbar. Sollte Europa daher nicht von sich aus mit Übergangsfristen 
Schritte zu einer nachhaltigeren fairen Wirtschaftsweise setzen, könnte im Falle einer abrupteren Veränderung der 
globalen Rahmenbedingungen die Lebensqualität bei uns in extremem Ausmaß leiden. Mit jedem Tag des 
Weiterwursteins wie bisher, erhöht sich das Risiko, nicht mehr bloß mit einem blauen Auge davon zu kommen. Die 
warnenden Signale sollten selbst für relativ uninteressierte Teile der Bevölkerung schon mehr als deutlich zu erkennen 
sein. 

Der vergleichsweise hohe Ressourcenverbrauch im Zusammenhang mit der Lebensmittelversorgung Europas hat zum 
einen ebenfalls mit einer enormen Verschwendung zu tun. Nach diversen Studien landen bis zu einem Drittel der 
Nahrungsmittel im Müll. Zum anderen sind die Ernährungspräferenzen für einen hohen Anteil an Fleisch und anderen 
Tierprodukten dafür verantwortlich. Die zum Teil sogar der Gesundheit abträglichen Gewohnheiten sind aber nicht nur 
angesichts vieler hungernder Menschen bedenklich, sie vereiteln auch ein humanes Bemühen um eine der jeweiligen 
Art einigermaßen gerechte Behandlung, denn die Größenordnung der momentanen Massenhaltung kann trotz aller 
Technik niemals adäquat auf die Bedürfnisse der Tiere eingehen, da dies sowohl hinsichtlich des Aufwandes als auch 
des Flächenbedarfes jeden Rahmen sprengen würde. (Tierethik gründet übrigens in einem erweiterten Humanismus, 
von Katzen kann keine „mausgerechte“ Behandlung von Mäusen erwartet werden. Umgekehrt wirkt unser Verhalten 
gegenüber Tieren auch auf die Gesellschaft zurück und die eigentlich tierquälerischen Züchtungen von 
Hochleistungsrassen sowie deren durchrationalisierte ausschließlich an wirtschaftliche Überlegungen orientierte 
Haltung könnten irgendwann zum Vorläufermodell einer entsprechenden zukünftigen Menschenzüchtung und -haltung 
werden.) Angesichts des auch in der Wildnis geltenden „Gesetzes von fressen und gefressen werden“ halte ich 
persönlich die Nutzung von Tieren trotzdem solange für vertretbar, als wir diesen Wesen ein einigermaßen 
befriedigendes Dasein sowie ein relativ schmerz- und angstfreies Ende ermöglichen. 
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In der Praxis erfordert nicht nur der Tierschutz eine zahlenmäßige Beschränkungen, sondern auch Überlegungen im 
Zusammenhang mit internationaler Fairness und ökologischer Nachhaltigkeit. Der Import von Eiweißfuttermittel aus 
Lateinamerika aber auch Afrika in die reichen Länder des Nordens zur Versorgung der oft unwürdigen Tierfabriken ist 
für einen erheblichen Anteil der Zerstörung von auch für das Weltklima wichtigen Urwäldern verantwortlich und 
gefährdet außerdem die Lebensmittelversorgung vieler Menschen. Der gewaltige Einsatz von Düngemittel und 
Pestiziden aus der chemischen Agroindustrie ist nicht nur von einem entsprechend großen Energieeinsatz aus fossilen 
Rohstoffen begleitet, sondern hat auch langfristige ökologische und gesundheiüich bedenkliche Kontaminationen zur 
Folge. Daneben verbrauchen auch die Bearbeitungsmaschinen und die Weiterverarbeitung weitere Energie, die in vielen 
Gegenden zusätzlich auch noch zur Bewässerung benötigt wird. Letztere bringt ihrerseits oft die Wasserversorgung 
breiter Bevölkerungsschichten aber auch sensibler natürlicher oder naturnaher Ökosysteme ins Wanken. 

Die momentane Agrarpolitik der europäischen Union subventioniert einen in vielen benachteiligten Teilen dieser Welt 
lokale kleinbäuerliche Strukturen zerstörenden Export aus der in mehrerer Hinsicht fragwürdigen sogenannten 
konventionellen Überproduktion statt eine einigermaßen biologisch nachhaltige regionale Versorgung im Sinne der in 
den letzten Jahren von verschiedenen NGOs geforderten Ernährungssouveränität bei uns selbst zu fördern. 

Die elektrische Kaffeemühle meiner Mutter ist nahezu 40 Jahre alt und funktioniert noch tadellos. Über ein aktuelles 
Modell einer renommierten Marke wird im Internet berichtet, dass es trotz vorsichtiger Handhabung gerade einmal die 
Gewährleistungsfrist von zwei Jahren ein paar Monate überlebte. Das neue Gerät lies sich für einen Reparaturversuch 
nicht ohne Schwierigkeiten öffnen (was beim alten problemlos möglich ist), wobei die Verwendung einer 
Spezialschraube neben drei weiteren normalen Schrauben eindeutig belegt, dass dies voll beabsichtigt ist. Dann stellte 
sich heraus, dass der Kommutator so konstruiert war, dass nach Abschleifen der unterdimensionierten Kohlekontakte 
ein möglichst großer irreparabler Schaden eintritt. Hielten Waschmaschinen aus der Mitte der 90er Jahre in Österreich 
noch durchschnittlich 12 Jahre so liegt die mittlere Lebensdauer heute bei 7-8 Jahre. Nicht nur bei Elektrogeräten 
sondern auch bei Fahrrädern und anderen früher langlebiger ausgelegten Gütern ist die bewusste Verkürzung der 
Nutzungsdauer offensichtlich. Würden wir unser heutiges Wissen optimal einsetzen, so wären eigentlich sogar im 
Vergleich zu früher weitere Steigerungen in der Haltbarkeit und leichteren Reparierbarkeit vieler Geräte möglich. 
Derartige Verbesserungen würden die Produktionskosten in vielen Fällen nur unwesentlich erhöhen, ja es gibt Beispiele, 
wie die oben erwähnte Spezialschraube, wo die geplante Obsoleszenz sogar Zusatzkosten verursacht. Viele 
Autoreparaturen benötigen heute Spezialwerkzeuge und sind nur nach spezifischer Schulung vernünftig durchführbar, 
was Werkstätten völlig den Herstellern ausliefert. Statt auf universell einsetzbare Normteile zu setzen, wird bewusst 
unnötige Abhängigkeit an Ersatzteilen erzeugt. Die Hersteller nutzen diese Vorgangsweise um gebundene Kunden 
(Werkstätten und Endverbraucher!) zum Teil schamlos auszubeuten. Die heutzutage generell üblichen kurzen 
Modellzyklen und eine völlig unnötige Modellvielfalt innerhalb einer Marke erschweren zusätzlich die 
Ersatzteilverfügbarkeit. Auch bei den LED-Leuchtmittel beginnen die Angaben zur Lebensdauer bereits drastisch zu 
sinken. Viele LEDs werden zudem immer häufiger fest in Lampen verbaut, sodass die gesamte Lampe, der gesamte 
Schirm getauscht werden muss, wenn die LED kaputt geht. Selbst neue Kühlschränke werden mit einer vom Besitzer 
nicht tauschbaren LED-Beleuchtung ausgestattet. 

Man könnte noch viele viele Beispiele anführen. Geplante technische Ressourcenverschwendung ist heute schlicht die 
Regel, und Produkte, die nicht zumindest ein wenig davon betroffen sind, die Ausnahme. Wo ist da die verfluchte 
„unsichtbare Hand“, die von nicht wenigen Ökonomen immer noch beschworen wird? 

Der manchmal vorgebrachte Lösungsansatz in Form von Miet- und Servicemodellen bietet jedoch keine befriedigende 
Lösung. Um bei Herstellern einen intrinsischen Anreiz zu langlebigen, gut reparierbaren und rezyklierbaren Produkten 
zu generieren, wird nämlich manchmal vorgeschlagen, dass in Hinkunft zum Beispiel nur noch das „Service der 
Bereitstellung einer funktionierenden Waschmaschine“ anstelle des Gerätes selbst verkauft werden sollte. Da Erhaltung, 
Ersatz durch ein Neugerät und korrekte Wiederverwertung des Altgerätes die Kosten des gleichzeitig herstellenden 
Dienstleisters beeinflussen würde, gehen die Befürworter dieses Konzept, zum Teil berechtigterweise davon aus, dass 
nicht nur die Herstellung sondern der gesamte Produktlebenszyklus optimiert würde. Allerdings gibt es doch etliche 
schwerwiegende Nachteile des Konzeptes. So ist der Konsument in seinen Möglichkeiten drastisch eingeschränkt, wenn 
er etwa plötzlich ein Gerät abweichend von der üblichen Nutzung verwenden möchte, um z. B. Stoffe mit speziellen 
Reagenzien in der Maschine zu behandeln, denen der Hersteller aus mehr oder weniger berechtigten Vorsichtgründen 
nicht zustimmen will. Es gäbe auch bei der individuellen Umgestaltung, etwa der Umlackierung oder eigenmächtigen 
Bemalung eines Autos etc., ständig Probleme. Abgesehen davon gibt es Personen, die generell mit Gegenständen 
achtsamer umgehen als andere. Dies könnte nicht nur zu weiteren Konflikten führen sondern auch dazu, dass 
sorgsamere Konsumenten wegen der statistischen Kostenkalkulation des Dienstleisters die Achtlosigkeit anderer 
zumindest zum Teil mittragen müssten, wodurch persönliche Verhaltensanreize verloren gehen könnten. Wirtschaftlich 
gesehen würde der Reparatur- und Dienstleistungssektor total in die Hände des Produktionssektors fallen. Es würde also 
die lokale Reparatur- und Servicebranche noch stärker meist größeren global agierenden Herstellern ausgeliefert. Wie 
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schon erwähnt kann man in der Autobranche die Nachteile eines solchen Systems anhand der autorisierten 
Vertragswerkstätten bereits beobachten. Die Lizenznehmer werden dort regelmäßig ausgebeutet. Bei neuen Modellen 
wird nicht selten durch nötiges überteuertes Spezialwerkzeug, Wucher beim Zugang zu Reparaturanleitungen oder 
Schulungen ordentlich abkassiert. Es besteht also die Gefahr, dass gewisse Obsoleszenzkosten erst recht an 
Vertragspartner abgewälzt würden. Die eben beschriebene Tendenz zu Spezialwerkzeug und Zugangsbeschränkungen 
bei Reparaturanleitungen ist gesamtgesellschaftlich keineswegs vorteilhaft. Für den einzelnen Verbraucher ist es 
wünschenswert, dass er eine Schraube rasch und günstig durch ein überall erhältliches Normteil ersetzen kann. Auch die 
individuelle Anpassung an neue Bedürfnisse wird dadurch erschwert. Wie man sieht bringt eine bloße Umstellung auf 
ein Miet- und Servicemodell bei langfristigen Konsumgütern ohne weitere Regulierungen noch keine befriedigende 
Lösung, schafft aber neue Probleme. Der Ansatz ist außerdem nicht im Sinne einer möglichst dezentralen lokalen 
Wirtschaft, sondern stärkt den Einfluss der meist kapitalbedingt ohnehin großen global agierenden Industrie. Bei selten 
oder wenig genutzten Güter (z. B. Werkzeuge, etc.) machen Sharing- und Mietmodelle natürlich Sinn, allerdings halte 
ich es auch hier für besser, wenn diese unabhängig vom Hersteller organisiert werden. 

Zusätzlich zur technischen Beschränkung der Verwendungsdauer kommt, dass durch Marketing die sogenannte 
psychologische Obsoleszenz gefördert wird, was bedeutet, dass Dinge, die eigentlich noch gut zu gebrauchen werden 
vorzeitig als „veraltet“ weggeworfen werden. (Kleider, die künstlichen Modezyklen unterworfen werden, sind wohl das 
bekannteste Beispiel dafür.) Darüber hinaus werden überhaupt neue Wünsche geweckt werden, die ohne derartige 
Manipulation gar nicht bestehen würden. Anstatt durch Werbung ständig neue künstliche Bedürfnisse anzustacheln, 
sollte in Solidarität mit der Umwelt und den viel zu vielen Armen auf dieser Welt, denen eigentlich eine bessere 
materielle Versorgung zusteht, generell ein maßvolleres Konsumverhalten gefördert werden. Es wäre schön, wenn sich 
ein gesellschaftliches Klima herausbilden würde, indem man richtig stolz ist, wenn man alte aber gut gepflegte Dinge, 
die natürlich trotzdem ihre Gebrauchspatina haben, nützen kann, weil man dadurch auch einen Beitrag dazu leistet, dass 
möglichst alle gut leben können. 

Besonders niederträchtig ist jene marketinginduzierte Obsoleszenz, die an das Umweltgewissen des Verbrauchers 
appelliert und ihn auf diese Weise etwa zum vorzeitigen Austausch der Waschmaschine überredet. Neue 
Waschmaschinen erzielen ihre „Energieersparnisse“ heute nämlich oftmals nur durch Betrug. Es wird vielfach nur mehr 
auf Temperaturen weit unter dem für das Programm angegebenen Wert geheizt. Die ständige Verwendung dieser 
niedrigeren Temperaturen führt allerdings mit der Zeit zur Gefahr von vermehrter Keimansiedelung in der Maschine. 
Abgesehen davon werden Allergiker und Personen, die nach Infekten Wäsche mit einer ihnen empfohlenen höheren 
Temperatur waschen wollen, ohne ihr Wissen Risiken ausgesetzt. Die niedrigere Temperatur wird mit oft sehr viel 
längeren Waschgängen ausgeglichen, die die Wäsche unnötig stark mechanisch beanspruchen und so deren vorzeitige 
Obsoleszenz befördern. Wassersparen geht oft mit für sensible Personen ungünstigen Waschmittelrückständen in der 
Wäsche einher. Die Physik lässt sich nämlich nicht austricksen und die Maschinen waren schon seit einiger Zeit 
ziemlich optimiert. Wichtiger ist eine vernünftige Nutzung, insbesondere was die Füllmenge betrifft. Wenn man den 
Betrug herausrechnet und statt mit dem „Eco 60“ einer neuen mit dem 40°C-Programm einer alten Maschine wäscht, 
dann wird in der ohnehin kürzeren Lebensdauer moderner Maschinen niemals durch geringeren Energieverbrauch jene 
für die Herstellung notwendige Energie, hereingebracht, die statistisch gesehen für den vorzeitigen Ersatz anfällt. In 
Anbetracht des VW-Skandals ist anzunehmen, dass wohl auch die mit Umweltschutzaspekten verteidigte 
„Abwrackprämie“ fast ausschließlich der alten Wachstumsankurbelungsideologie gedient hat. Es gibt aber 
selbstverständlich auch Bereiche, wo neue Technologien wirklich Ressourceneinsparungen oder sonst einen echten 
nachhaltigen Gewinn für die Umwelt bringen. 

Man muss den Begriff der „geplanten Obsoleszenz“ aber viel weiter fassen. Denn es gibt keinen vernünftigen Grund, 
Verpackungsmaterial auszunehmen. Verpackungen, die nur für den einmaligen Gebrauch konstruiert sind, gehören 
eindeutig in diese Kategorie. Es ist etwa eine zum Himmel schreiende Verschwendung, dass Glasgefäße für Marmelade, 
Gurken etc. nach nur einen Gebrauch weggeworfen werden. Doch hier kommen andere Fehlentwicklungen ins Spiel, 
die nachhaltiges Handeln erschweren. Die nicht-regionale Versorgung mit Lebensmittel bedingt weite Transportwege. 
Zusammen mit einer fehlenden Normung, die Gläser verschiedener Lebensmittelverarbeiter nicht kompatibel macht, 
verursacht dies einen zu hohen Sprit- und Logistikaufwand für Mehrweggebinde. 

Neben einer entsprechenden Reform der momentan von Unternehmerseite zu sehr dominierten Normungsinstitutionen 
und konkreter regulierender Vorgaben (wie z. B. der Verlängerung der gesetzlichen Gewährleistungsfrist) bedarf es zur 
Lösung der Problematik auch einer Stärkung bzw. Neuschaffung von öffentlich finanzierten, gegenüber 
Korruptionsüberwachungseinrichtungen rechenschaftspflichtigen Konsumentenschutzorganisationen mit extrem 
ausgeweitetem Zugang zu gebührenfinanzierten öffentlich-rechtlichen Medien, welchen kommerzielle Werbung 
untersagt werden sollte. Der geplanten und der psychologischen werbeinduzierten vorzeitigen Obsoleszenz sowie der 
damit verbundenen Verschwendung muss durch eine seriöse, mit hoher fachlichen Expertise ausgestatteten medialen 
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Gegenmacht, die allein dem Allgemeinwohl verpflichtet ist, begegnet werden. Neben einer kritischen 
Konsumentenberatung sollte auf diesem Weg allgemein zu einer genügsameren Lebensweise animiert werden. 

Die momentan verbreitete Finanzierung von Medien und Internetdiensten über Werbeeinnahmen ist generell nicht 
unproblematisch. Zwar werden dadurch für den einzelnen finanzielle Zugangsbarrieren gesenkt, volkswirtschaftlich 
gesehen kommt diese Finanzierungweise jedoch teurer, da Marketingspezialisten und die gesamte dahinter stehende 
Logistik zusätzliche Kosten verursachen. Außerdem zahlen wir alle auf diese Weise über höhere Produkt- und 
Dienstleistungspreise indirekt auch dafür, dass wir letztlich von privaten Partikularinteressen extrem vermögender 
Leute überproportional beeinflusste Berichte, Darstellungen etc. zu sehen, hören oder lesen bekommen. Dazu kommt 
noch die Manipulation und das Ausspionieren im Onlinebereich. Selbst ein redlicher Medieninhaber, dem 
ausgewogener Journalismus eigentlich am Herzen liegt, was nicht immer der Fall ist, ist nicht selten gezwungen auf die 
Interessen seiner Inserenten, anderweitigen Werbekunden oder sonstigen Sponsoren Rücksicht zu nehmen. Daher wäre 
es wünschenswert, wenn neben dem öffentlich-rechtlichen ein starker gemeinnütziger, dezidiert nicht gewinnorientierter 
freier Mediensektor für die Zivilgesellschaft in transparenter Weise subventioniert würde. Dafür sollte es keine 
Förderungen für klassisch kommerzielle Medien, die Konsumwerbung verbreiten, mehr geben. Da die Medien eine 
wichtige Rolle in einer einseitigen Durchsetzung der Interessen des Großkapitals spielen, sollten in diesem Bereich 
besonders strenge Kartellregeln eingeführt und größere Agglomerate zerschlagen werden. Angesichts der enormen 
Bedeutung von Internetsuchdiensten und sozialen Medien wären auch hier von kommerziellen Interessen unabhängige, 
alle Bedürfnisse in herausragender Weise abdeckende Anbieter (z. B. einer autarken, guten, öffentlich finanzierten, 
europäischen Suchmaschine) erforderlich, die im Hinblick auf ihre Algorithmen etc. strenger öffentlicher Kontrolle 
unterliegen, was neben anderem die Verwendung von Open-Source-Software verlangt. Die volkswirtschaftlichen 
Kosten könnten sehr gut kompensiert werden, wenn es gelänge, die Werbebranche entsprechend zurückzudrängen. 
Damit wäre nicht nur die schädliche Konsumpropaganda reduziert, sondern auch die Unabhängigkeit und Freiheit des 
Journalismus mit seiner wichtigen Funktion als vierte Gewalt zumindest ein bisschen gestärkt. In einer echten 
Demokratie muss gewährleistet sein, dass alle unabhängig von ihren Vermögensverhältnissen einen ausgewogenen 
Zugang zu Möglichkeiten haben, sich in den gesamtgesellschaftlichen Diskurs einzubringen. 

Die derzeitige Entwicklung läuft allerdings nicht nur im medialen Sektor in genau entgegengesetzter Richtung. Die 
Mechanismen der Globalisierung und des Finanzkapitalismus sorgen für eine immer stärkere Machtkonzentration in 
den Händen einer relativ kleinen globalen Elite, die nur wenige Millionen Personen umfasst. Sie besteht aus teils 
kooperierenden teils konkurrierenden Seilschaften, Familienklans etc. und rekmtiert sich teilweise aus skrupellosen 
Emporkömmlingen, zu einem noch größeren Ausmaß aber aus Nachkommen einer zuvor bereits lokal etablierten 
Oberschicht aller Regionen der Welt. Es finden sich so verschiedene Personen wie Aufsteiger aus dem Silicon Valley, 
lateinamerikanische Großgrundbesitzer, deutsche Großindustrielle, italienische Mafiosi, russische Oligarchen, saudische 
Ölscheichs oder hochrangige Mitglieder der kommunistischen Partei Chinas damnter, um nur ein paar willkürlich 
herausgegriffene Beispiele zu nennen. 

Durch inszenierte Standortwettbewerbe und massives Lobbying kommen auch in entwickelten Ländern mehr und mehr 
Menschen unter die Räder und werden in prekäre Arbeitsverhältnisse gedrängt (Stichwort: working poors). 
Sozialstaatliche Versorgungsstrukturen werden langsam (also in gezielter Salamitechnik) ausgehöhlt und privatem 
Profitstreben ausgeliefert. Öffentliche Infrastruktur gelangt zunehmend in die Hände potentieller zukünftiger Erpresser. 
Scheinbar alternative, von „linker Seite“ in letzter Zeit wieder stärker geforderte „deficit spending“-Strategien zur 
Lösung der momentanen Krise unterschlagen gerne, dass Staatsverschuldung dem Gemeinwesen in der Zukunft zum 
Teil enorme Verpflichtungen gegenüber elitären Minderheiten aufbürdet. Die Durchschnittsbevölkerung wird durch 
direkt oder über Werbeeinnahmen indirekt abhängige Medien von dieser schleichenden Entwicklung abgelenkt. 

Über verdeckte Kanäle werden heute Konflikte zur Förderung der Rüstungs- und Überwachungsindustrie geschürt. Es 
kann hier nicht auf alle Details eingegangen werden, aber es ist ziemlich klar, dass der Krieg gegen den Terror oder 
auch die jüngste Ukrainekrise im Interesse der globalen Eliten liegt. Man kann sich schnell ausmalen, wie es in Zeiten 
knapper öffentlicher Budgets um die Rüstungsindustrie ohne derartige „Herausforderungen“ stünde. Es war deshalb 
kein schlichter strategischer Fehler, dass die Führungsriege des Islamischen Staates, die im US-Camp Bucca noch 
stärker radikalisiert wurde, als sie ohnehin schon war, zunächst vom „Westen“ gegen Assad in Syrien unterstützt wurde, 
obwohl man eigentlich aus der Vergangenheit, z. B. aus den Entwicklungen um die Mudschaheddin in Afghanistan hätte 
lernen können. Nun werden die IS-Kämpfer von reichen Sympathisanten aus den Golfstaaten über Petrodollars mit 
modernsten Waffen versorgt, die man im Gegenzug auch zu ihrer Bekämpfung benötigt. Zum einen fließen so 
Öleinnahmen zur „westlichen“ Rüstungsindustrie, die zudem trotz schwieriger Verhältnisse in den Staatshaushalten 
nicht um Kürzung der Verteidigungsbudgets westlicher Staaten fürchten muss, ein doppelter Gewinn also. Es ist im 
Übrigen leicht einzusehen, dass die Hochrüstung der kurdischen Peschmerga Spannungen mit der Türkei und dem Iran 
begünstigt, wodurch die Aufträge der Waffenproduzenten zusätzlich abgesichert sein dürften. Diese Fakten sollen 
keineswegs dazu dienen, andere wichtige Aspekte wie demographische und wirtschaftliche Probleme zu leugnen, die 
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großen Teilen der strukturell sehr jungen Bevölkerung in vielen Problemregionen kaum Perspektiven lassen. Aber wie 
schon erwähnt, ist auch hier der Einfluss der globalen Wirtschaftseliten mit ihrer neoliberalen Ideologie nicht ganz 
unschuldig. Im Jahr 2015 kam es übrigens knapp eine Woche vor dem Weltsozialforum in Tunis und dann relativ kurz 
vor einer Weltklimakonferenz, für die sich große zivilgesellschaftliche Proteste abzeichneten, in Paris zu 
Terroranschlägen. Es ist schon bemerkenswert, wie sehr die fundamentalistischen Hitzköpfe die Interessen der globalen 
Eliten, in deren Händen sich die Schwer- und Rüstungsindustrie befindet, mitberücksichtigen. Genauso erstaunlich ist, 
dass breiten Bevölkerungsschichten solche Dinge nicht aufzufallen scheinen. 

Im Ukrainekonflikt profitieren insbesondere die USA. Durch die Sanktionen sind den europäischen Staaten russische 
Märkte weggebrochen, sodass die schleppenden Freihandelsverhandlungen (TTIP etc.) befördert werden. In vielen 
osteuropäischen Ländern wie Polen oder dem Baltikum werden die Verteidigungsausgaben aus Furcht vor Russland 
gewiss hoch bleiben, was westeuropäische aber auch amerikanische Rüstungskonzerne sicherlich freut. In Russland 
kann Putin seine Popularität durch einen äußeren Gegner auf zuvor unerreichte Höhen treiben und hat gute Ausreden für 
die Probleme der russischen Wirtschaft. 

Putin und seine Oligarchen sind sich im Grunde mit den westlichen Eliten einig, dass das Spiel auf Kosten der 
ukrainischen Bevölkerung für beide Seiten vorteilhaft ist. Es ist wie eine „spannende Pokerrunde“, was nicht bedeutet, 
dass nicht jeder gerne den anderen ein übertrumpfen möchte. (Diesen Nervenkitzel gestehen sich alle Parteien dabei 
durchaus zu.) Putin ist in diesem Sinn im Gegensatz zu den blinden Fanatikern des islamischen Staates Teil des 
Establishments. (Beim IS haben im Hintergrund agierende finanzstarke Gruppen aus diversen Golfstaaten diese Rolle. 
Sie werden in westlichen Vasallenstaaten wie Saudi Arabien solange geduldet, wie sie die Vormachtstellung der USA in 
der Region nicht zu sehr in Frage stellen und brav zumindest einen gewissen Teil der Waffen auch im Westen kaufen.) 

Wie bereits erwähnt, sichern sich ein paar Millionen über die Beherrschung der Medien, die Korrumpierung der Politik 
mittels Lobbying und Bestechung, oder auch durch Zusage von Versorgungsposten nach Ende der Politkarriere (man 
beachte die vielen Altpolitiker in Berater- und Aufsichtsratsposten von Konzernen), und nicht zuletzt über den 
allmählichen Aufbau einer totalitären elektronischen Überwachung immer mehr Macht. Schon jetzt ermöglichen mit 
GPS ausgestattete Smartphones über entsprechende Schadsoftware (bzw. vielleicht auch durch versteckten Code in 
Betriebssystemen wie Android oder Apple-iOS etc.) die ständige, auf Meter genaue Standortüberwachung des Nutzers, 
mit Handies ohne GPS ist das Bewegungsprofil etwas, aber nicht sehr viel ungenauer. Die Ausweitung des 
elektronischen Zahlungsverkehrs sowie neue zum Teil völlig überflüssige und daher oft nur die technische Anfälligkeit 
und vorzeitige Obsoleszenz befördernde Innovationen Richtung „Internet der Dinge“ spinnen ein immer engeres Netz 
der Kontrolle um den Bürger der „freien“ Welt. Die heute stark verbreitete Kommunikation über Mobilfunk, Email und 
Internet sowie die Verlagerung von mehr und mehr Nutzerdaten in Clouds (Facebook, Microsoft Cloud Services etc.) 
verbunden mit einem stetig ausgefeilteren, vollständig automatisierten Data-Mining machen für diese Eliten 
unerwünschte gesellschaftspolitische Strömungen frühzeitig erkennbar und über eingeschleuste Trolle etc. 
manipulierbar. Es kann zumindest nicht ganz ausgeschlossen werden, dass beim „arabischen Frühling“ oder bei der 
„Euromaidan-Bewegung“ in den neuen „sozialen Medien“ bereits ein bisschen professionell interveniert wurde. 

Darüber hinaus wird für eine postdemokratischen Periode vorgesorgt. So erwarb der Google-Konzern Ende 2013 den 
Militärrobterhersteller Boston Dynamics und 2014 den Drohnenhersteller Titan Aerospace. Statt ein nachhaltiges, auf 
einer sehr breiten Basis stehendes System von „Checks and Balances“ aufzubauen, das ihnen langfristig einen 
vernünftigen Wohlstand mit sinnvollen Abstufungen und einem Auffangnetz für den „worst case“ eines totalen Abstiegs 
sichern könnte, treiben mafiose Oligarchen-Klans die Entwicklung in Richtung eines brutalen globalen „Konzern- 
Stalinismus“ voran, in dem halt an Stelle von Politbüromitgliedern etc. Großaktionäre etc. den Ton angeben. Die 
inneren Strukturen globaler Konzerne haben durchaus gewisse Ähnlichkeiten mit jenen des planwirtschaftlichen 
staatskapitalistischen „Realsozialismus“. In China zeigt sich diese keineswegs erstaunliche Systemkompatibilität 
besonders gut. Aber auch nach dem Ende der Sowjetunion entsprach der Übergang zu oligarchisch geführten 
Konzernen wie Gazprom der Logik der scheinbar gestürzten alten Ordnung. In diesem Zusammenhang sollte man 
George Orwells „Animal Farm“ durchaus auch einmal quasi gegen den Strich lesen. Dieser Autor entpuppt sich ohnehin 
mehr und mehr als ständig aktueller werdender Prophet. 

Da sich die Eliten zwar grundsätzlich über die Ausbeutung von Umwelt und Massen einig sind, daneben aber auch 
heftige Streitigkeiten untereinander ausfechten, ist abzusehen, dass die heraufziehende dystopische Zukunft wohl mehr 
dem Orwell'schen „1984“ als der auch nicht gerade wünschenswerten „Brave New World“ von Aldous Huxley 
entsprechen dürfte, wenngleich vielen Elementen aus dem zuletzt genannten Roman durchaus eine wesentliche Rolle in 
der heutigen realen Gesellschaftsentwicklung zukommt. Huxleys Vision dürfte zudem zum Teil durchaus dem 
Wunschszenarium gewisser einflussreicher Kreise nahe kommen, die jedoch ihre eigene Neigung zu Rivalitäten zu sehr 
vernachlässigen. 
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Die vorhandenen technischen Möglichkeiten lassen jene in Orwells Alptraum beschriebenen schon jetzt weit hinter sich. 
Winston Smith hätte wohl, wie in Österreich bereits für Hunde vorgeschrieben, einen implantierten RFID-Mikrochip, 
der sicherstellt, dass sofort auffällt, wenn er ein personalisiertes Smartphone nicht ständig mit sich führt. Über dieses 
Smartphone könnten die Positionsdaten aber auch jene von in der Nähe befindlichen anderen Personen überwacht 
werden. Bei Verdacht könnte ein automatischer Avatar sofort ein Mikrofon aktivieren und die Tonaufnahme an eine 
Überwachungszentrale übermitteln. Die Gesinnung sensibler Personen könnte im Zweifelsfall überdies mittels 
sorgfältiger auf Positronenemissionstomographie oder funktionelle Kernspinresonanztomographie gestützter Scans 
überprüft werden, wenn zuvor die individuellen neuronalen Korrelate psychischer Einstellungen (z.B. 
Sympathie/ Aversion) an standardisierten Versuchssituationen (quasi zur Kalibrierung) ermittelt wurden. Einer derartig 
ausgestatteten Gedankenpolizei wäre tatsächlich nur schwer etwas zu verbergen. In einem totalitären Regime wären 
heute im Extremfall nicht einmal mehr die Gedanken frei! 

Eine geringe Hoffnung besteht vielleicht noch darin, dass besagte Eliten rechtzeitig erkennen, dass ein derartiges 
totalitäres System letztlich auch ihnen und ihren Nachkommen schadet, da sie sich in einem derartigen Umfeld nie 
sicher sein können, nicht selbst plötzlich einer Intrige oder Säuberung zum Opfer zu fallen. Im Szenario des Romans 
„1984“ ist es doch sehr wahrscheinlich, dass O'Brian eines Tages selbst beseitigt wird, da Leute wie er zu oft Umgang 
mit „subversiven Elementen“ pflegen und daher langfristig ein gewisses Risiko für das System darstellen. In der 
Realität hat es in totalitären Systemen immer wieder Umstürze gegeben. Die Situation in Russland oder China zeigt, 
dass man sehr rasch vom geförderten, aufstrebenden Günstling zum zu eliminierenden feindlichen Element mutieren 
kann. Selbst höchste Positionen schützen nicht davor, eventuell unter die Räder zu kommen, wie Hu Jintao und Jaing 
Zemin zeigen, deren Klans momentan sehr vorsichtig sein müssen. Es gibt Situationen, in denen es selbst für Diktatoren 
besser wäre, wenn es verbindliche Menschenrechtsnormen gäbe. Ein brutales Mafia-artiges System kann letztlich selbst 
für jene an der Spitze weniger lebenswert sein, als eine gerechte Welt, in der für jeden, auch für die schwächsten 
Glieder ein Minimum an Würde gewährleistet ist. Die Welt ist ständig voller unberechenbarer Launen. So kann jeder 
„Leistungsträger“ durch Unfall, Krankheit etc. von einem Tag auf den anderen zum pflegebedürftigen „Ballast für die 
Gesellschaft“ werden. Je brutaler ein System ist, desto eher wird jedes Anzeichen von gesundheitlicher oder psychischer 
Schwäche dazu missbraucht, andere nach unten zu drücken. Die Mächtigen in derartigen Verhältnissen leben trotz 
möglicher unermesslicher Privilegien unter ständiger Angst, wie der Tyrann von Syrakus angeblich dem Damokles 
anhand eines berüchtigten über ihm hängenden Schwertes verdeutlicht haben soll. 

Wäre es da nicht besser, in einer durch europäische Sozial- und Umweltmindeststandards abgesicherten sozialen 
Marktwirtschaft nach dem Motto „Leben und Leben lassen“ zu agieren? Man kann auch an der Spitze eines 
mittelständischen Unternehmens über Generationen relativ privilegiert existieren. Ob das Familiensilber nach einer 
Übernahme durch einen Konzern, ein paar Umstrukturierungen und Börsencrashes besser gesichert ist, sei dahin 
gestellt, den eigenen Gestaltungsspielraum werden die meisten dabei jedenfalls einbüßen. 

Teile der Eliten, etwa der europäische Hochadel, mögen sich zwar infolge jahrhundertealter Familientraditionen relativ 
sicher fühlen. Sie könnten aber gerade deshalb eines Tages von intelligenten Emporkömmlingen gestürzt und aus Neid 
gezielt vernichtet werden. Abgesehen von den gesellschaftlichen Risiken rast die Menschheit jedoch momentan 
insgesamt auf ein ökologisches Desaster zu, das jede Art der Zivilisation gefährdet und vor dem kein Stammbaum zu 
schützen vermag. 

Um die Demokratie zu retten, sind zu groß und einflussreich gewordener Konzerne, Banken etc. gemäß dem Grundsatz 
"divide et impera" nach einem neu zu formulierenden, in seinen gesellschaftspolitischen Zielen erweiterten Kartellrecht 
zu zerschlagen, wobei Aktien und Anteile per Los aufgeteilt werden könnten. Dies dient neben der Bewahrung vor 
plutokratischen Tendenzen, auch der Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung eines funktionierenden Marktes mit 
Wettbewerb durch Verhinderung von Mono- und Oligopolen, die etwa im Pharmasektor schon dominieren, was nicht 
nur zu überhöhten Preisen sondern auch dazu führen kann, dass z. B. in klinischen Studien noch dreister manipuliert 
wird, wie in der Vergangenheit. Ein unter derartigen Umständen zugelassenes Medikament kann gegebenenfalls selbst 
Angehörige der elitärsten Kreise Schaden zufügen! 

Außerdem sollten kapitalgedeckte Pensionen abgeschafft und überall umlagefinanzierte Systeme etabliert werden. Das 
Kapitaldeckungsverfahren dient nur dazu, dass die Interessen der Eliten mit der Altersversorgung der breiten 
Bevölkerung gekoppelt werden, damit eine vernünftige umverteilende Restrukturierung des Finanzsystems erschwert 
wird. Es ist schlicht eine Lüge, dass das Umlageverfahren im momentanen demographischen Wandel größere 
Finanzierungsprobleme hätte. Das einzige Argument für kapitalbasierte Pensionssysteme ist die Möglichkeit, arbeitende 
Bevölkerungen mit jüngerer Altersstruktur anderer Länder für die Versorgung alternder Gesellschaften heranzuziehen. 
Dies ist jedoch insoferne unfair, als diese Länder praktisch alle einen großen Entwicklungsnachholbedarf haben und 
sämtliche Kräfte zum Aufbau eines eigenen Wohlstands benötigen. Wird jedoch die Versorgung der Alten im eigenen 
Land erwirtschaftet, so spielt die Systemart für die Belastung des in Beschäftigung stehenden Bevölkerungsteils 
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zunächst keine Rolle, denn die nötigen Kapitalrenditen bzw. das Geld für den Transfer des Kapitalstocks zwischen den 
Generationen können schließlich auch nicht aus dem Nichts herbei gezaubert werden. (Zumindest dann nicht, wenn es 
die Älteren allenfalls unter einer vertretbaren Inflation gegen Leistungen und Konsumgüter tauschen wollen, denn 
Omas und Opas Brötchen müssen vom arbeitenden Teil der Bevölkerung unabhängig vom Pensionssystem 
mitproduziert werden.) Es ist jedoch so, dass beim kapitalgedeckten Verfahren höhere Kosten für die Verwaltung der 
Investitionen am Kapitalmarkt entstehen. Bei privaten Kassen fallen zusätzlich Gewinne für die Eigentümer sowie Boni 
für die Manager an und das Marketing durch den Wettbewerb verschiedener Anbieter frisst auch einen nicht 
unbescheiden Anteil. Das Argument, dass für die Wirtschaft notwendiges frisches Kapital generiert werde, gilt nur bei 
jenen arbeitenden Generationen, die entweder zusätzlich ihre bislang unversicherten Alten aus persönlichen eigenen 
Mittel mitversorgen oder im Zuge einer Umstellung doppelt zahlen, nämlich umlagefinanzierte Pensionen der Alten, 
neben dem Ansparen eines Kapitalstockes für sich selbst. (Ein Unternehmen selbst bekommt ja nur im Zuge einer 
Emission junger Aktien frisches Geld, der weitere Handel an der Börse bringt ihm nichts ein. Alte Aktien bilden durch 
Dividendenausschüttungen nur noch einen Kostenfaktor.) Wenn also das Umlagesystem nicht tragbare Belastungen mit 
sich brächte, eine Umstellung in Richtung Kapitaldeckungssystem würde zu noch viel untragbareren führen. Wem all 
das noch zu wenig ist, der sei auf die Verwerfungen an den Kapitalmärkten der letzten Jahre verwiesen, die die 
Altersversorgung vieler Menschen extrem ungünstig beeinflusst haben. Die Finanzierung des Umlageverfahrens könnte 
durch Zuschüsse aus einer allgemeinen Wertschöpfungsabgabe, Unternehmenssteuern oder Vermögenssteuern gestützt 
werden, um den Nachteil einer gewissen Starrheit dieses Systems abzufedern. Allerdings könnte man solche 
Staatseinnahmen auch einfach zur Reduktion von Lohn- und Einkommenssteuern verwenden. Schließlich ist es für die 
arbeitende Bevölkerungsschicht egal, wie der Abgabenanteil niedrig gehalten wird. Sobald die Pensionen aus den 
Finanzmärkten verbannt und in einem ersten Schritt Geschäfts- von Investmentbanken getrennt wurden, sind weitere 
Zerschlagungen zu großer Wirtschaftskonglomerate für die Gesamtgesellschaft wesentlich risikoärmer. Außerdem 
könnte in Kassen vorhandenes Kapital im Zuge einer Umstellung von kapitalgedeckten zu umlagefinanzierten 
Pensionen zur Reduktion von Staatsschulden verwendet werden. 

Die Wirtschaftssubjekte müssen, wie bereits erwähnt, auf einer gegenüber der öffentlichen Gewalt, die die Spielregeln 
im Sinne des Allgemeinwohles festlegen sollte, unbedeutenden Größe gehalten werden, damit eine unverhältnismäßige 
Einflussnahme zugunsten von Partikularinteressen verhindert wird. In diesem Zusammenhang ermöglicht der Rahmen 
der europäischen Union größere Einheiten als etwa kleinen Staaten wie Österreich bei gleicher Zielsetzung zumutbar 
wären. Daher sollten Kritiker der EU bei aller berechtigten Bemängelung der unbedingt zu korrigierenden 
Demokratiedefizite und des im bisherigen Systemkontext nicht in den Griff zu bekommenden extrem einseitigen 
Lobbyismus auch bedenken, dass die effiziente Herstellung technologischer Errungenschaften, die unser Leben 
durchaus vereinfachen, gewisse Mindestgrößen voraussetzt, die für die meisten europäischen Staaten, für sich alleine 
gesehen, mit einer ziemlichen wirtschaftspolitischen Erpressbarkeit verbunden sind. Dies zeigt sich ja auch immer 
wieder im innereuropäischen Standortwettbewerb, der endlich abgestellt werden sollte. Allerdings sprengen 
internationale Konzerne heute auch in Bezug auf die gesamte Union sinnvolle Größen oft um das Vielfache. Ein riesiges 
Problem im Zusammenhang mit vernünftigen Kräfteverhältnissen liegt meines Erachtens darin, dass oft sehr 
kurzsichtige und manchmal leider auch korrumpierte Gewerkschaftsfunktionäre keine schlagkräftige kontinentweite 
visionäre Strategie im langfristigen Sinne ihrer Klientel zustande bringen. Viele von ihnen stimmen zwar eventuell am 
ersten Mai in irgendwelche Parolen von wegen internationaler Solidarität ein, handeln aber im Gegensatz dazu 
tagtäglich konsequent provinziell und lassen sich für engstirnige Maßnahmen zur „Standortsicherung“ einspannen. 
Deshalb ist der europäische Gewerkschaftsbund nicht viel mehr als ein Papiertiger. Auch wenn die Bedeutung der 
lokalen Arbeit von Betriebsräten keineswegs in Abrede gestellt werden soll, so ist doch anzumerken, dass sich etliche 
auch auf dieser Ebene zu Komplizen des derzeitigen Systems machen lassen, indem sie sich oft für 
gesellschaftspolitisch widersinnige Unternehmensziele einsetzen und sich z. B. an der Aufrechterhaltung einer 
Wachstumsideologie auf Kosten der Enkelgeneration beteiligen. Was derzeit auf der so fast ungestört von 
Kapitalinteressen gesteuerten europäischen Ebene auch in Verhandlungen über Verträge mit anderen Regionen alles 
ausgeheckt wird, wie etwa Klagsrechte privater Investoren und Unternehmen gegenüber einer demokratisch 
legitimierten Ordnungsmacht, ist abgesehen von Einsprüchen im Hinblick auf die jeweils aktuelle Gesetzmäßigkeit oder 
Verfassungskonformität völlig absurd. Internationale Verträge sind prinzipiell durch direktdemokratische 
Entscheidungen aufhebbar, keine Regierung hat das Recht, eine Bevölkerung auf unbestimmte Zeit zu knebeln. 
Klauseln, die so etwas unterbinden wollen, haben kaum eine höhere Legitimität als Gesetze in irgendwelchen 
Diktaturen und sind daher von vorne herein als null und nichtig zu werten. 

Neben sinnvollen Beschränkungen der Gesamtgröße sollten Unternehmensbeteiligungen einer 5 bis 10-jährigen 
Haltefrist unterliegen, innerhalb der sie nur unter enormen Strafabgaben weiterverkauft werden können. Alternativ 
könnten die Stimmrechte jener Eigentümer, die sich verpflichten, ihre Anteile mindestens weitere fünf (vgl. etwa 
Vorstandsbestellungen über den von der Aktionärsversammlung eingesetzten Aufsichtsrat) oder mehr Jahre zu halten, 
mit einem dieser (jeweils vom Zeitpunkt der gerade stattfindenden Aktionärsversammlung weg berechneten) Jahreszahl 
entsprechenden Faktor multipliziert werden. Dann wäre Schluss mit der Zockerei im Millisekundentakt und auf den 
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Eigentümerversammlungen das Schielen auf den Tageskurs weniger dominant. Zusätzlich kann auch noch eine 
Finanztransaktionssteuer eingeführt werden. Außerdem sollten europäische Unternehmen(steile) nur an europäischen 
Börsen gehandelt werden und strikt europäischen Regeln unterliegen. Eine steuerlich relevante Einbeziehung 
außereuropäischer Teile in die Gewinn- und Verlustrechnungen sollten nur sehr sehr eingeschränkt (etwa für 
kontinuierlich geprüfte Projekte im Rahmen einer Entwicklungszusammenarbeit) möglich sein. 

Es sollte auch so etwas wie eine absolute Vermögensobergrenze geben, denn Menschen, die fleißiger oder schlauer sind, 
sollen durch ihre Leistungen zwar gewisse Vorteile erlangen können, weil ihr Einsatz unter entsprechenden 
Rahmenbedingungen ja allen zu Gute kommt, jedoch sind der Akkumulation von finanzieller Macht im Sinne des 
Schutzes der Demokratie auch Grenzen zu setzen, um die Entstehung einer versteckten Plutokratie hintanzuhalten. 
Leistungslose Einkünfte aus Bankguthaben, Wertpapieren, Mieten etc. sollen in der Regel der normalen Lohn- und 
Einkommensbesteuerung unterliegen. 
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Einige Forderungen: 


* Hohe Sozial- und Umweltmindeststandards für alle Produkte und Dienstleistungen in der EU und mit 
Übergangsfristen auch für alle Importe. Gleichzeitig Einführung einer Rohstoffdividende zugunsten weniger 
entwickelter Regionen und das Zugeständnis für solche Volkswirtschaften sich durch einen maßvollen Protektionismus 
in der Aufbauphase gegen einen die eigene Entwicklung behindernden, vorerst zu starken Wettbewerb zu schützen. 
(Verhinderung der Ausbeutung von Menschen in Billiglohnländern, aber auch des damit verbundenen Dumpings 
unserer Standards. Vermeidung der Abhängigkeit Europas von Industrieproduktion unter problematischen politischen 
und ökologischen Rahmenbedingungen. Faire wirtschaftliche Chancen für Menschen in benachteiligten Regionen wie 
Afrika etc.) 

* Zunehmende Verknüpfung von Agrarförderungen mit höheren Tierschutz- und Nachhaltigkeitstandards im Sinne des 
Ernährungssouveränitätsgedankens zur überwiegenden Versorgung mit regionalen biologischen Lebensmitteln und 
Beendigung der vielfach schädlichen Exportsubventionen. 

* Eindämmung der geplanten Obsoleszenz, sowohl in ihrer technischen als auch marketingbedingten Form, da sie 
Umwelt und Verbraucher mehr schadet als nützt. Einschränkung von Werbung zur Erzeugung künstlicher Bedürfnisse, 
die ohne Manipulation nicht existieren würden. 

(Reduktion der Ressourcenverschwendung aus Nachhaltigkeitsgründen. Verringerung der Abhängigkeit von begrenzten, 
in Zukunft eventuell vermehrt umkämpften Rohstoffen. Nachhaltige Verringerung des Bedarfes an Industrieproduktion 
und damit des Arbeitsbedarfes ohne Ausbeutung von Mensch und Natur. Dies ist auch aus demographischen Gründen 
notwendig, welche nicht nur eine Verringerung der Zahl der Erwerbstätigen durch Veränderung der Altersstruktur der 
Bevölkerung, sondern auch einen damit verbundenen erhöhten Pflegebedarf implizieren. Trotzdem wäre die 
Revitalisierung des Reparaturhandwerkes mit der Schaffung im Hinblick auf die Lebensqualität wertvoller 
Arbeitsplätze verbunden.) 

* Im Falle von schrumpfender Wirtschaft aufgrund von Wohlstandssättigungsphänomenen, sollte der Arbeitsmarkt 
durch Arbeitszeitverkürzungen entlastet und die Finanzierung staatlicher Wohlfahrtsaufgaben durch sozial verträgliche 
Erhöhung von gut ausgewählten Steuersätzen gesichert werden, statt bloß zur Finanzierung von Notwendigem blind 
eine ökologisch bzw. weltpolitisch widersinnige Nachfrage anzukurbeln. Dabei muss natürlich auf die Wahrung der 
Versorgungssicherheit für alle Gesellschaftsgruppen geachtet werden. Die Maßnahmen sollten im Rahmen eines breiten 
politisch verantwortungsvollen Diskurses ausgehandelt werden. 

* Die solidarische Altersversorgung soll unabhängig von Finanzmärkten in Form eines Umlageverfahrens organisiert 
werden. 

* Sicherstellung eines ausgewogenen, von wirtschaftlicher Macht unabhängigen Zugangs zu den Medien, die ja 
gesellschaftlich als vierte Gewalt eine wesentliche Funktion in einer Demokratie haben. 

* Zerschlagung von Konzernen mit einem demokratiepolitisch begründeten neuen Kartellrecht. 

(Dies dient neben der Bewahrung vor plutokratischen Tendenzen, auch der Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung 
eines funktionierenden Marktes mit Wettbewerb durch Verhinderung von Mono- und Oligopolen. Die 
Wirtschaftssubjekte müssen auf einer gegenüber der öffentlichen Gewalt, die die Spielregeln im Sinne des 
Allgemeinwohls festlegen sollte, unbedeutenden Größe gehalten werden. Keiner soll sich eine derart dominierende 
Rolle aneignen können, dass er die Spielregeln jenseits eines fairen gleichberechtigten demokratischen Dialogs 
beeinflussen kann.) 

* Finanztransaktionssteuern und andere Bestrafung spekulativer Kurzzeitinvestitionen. 

(Entschleunigung der Umlaufgeschwindigkeit im Finanzsektor, Investoren sollen in Eigentümerversammlungen zu 
nachhaltigeren Unternehmensstrategien animiert werden.) 

* Vermögenssteuern mit hohen Freigrenzen aber danach progressivem Verlauf und absolute Vermögensobergrenzen mit 
Enteignung des darüber Liegenden. Die Vermögensverhältnisse sollen den Finanzbehörden personalisiert und der 
Öffentlichkeit für eine gesellschaftliche Debatte anonymisiert stets transparent offenliegen. (Einerseits 
demokratiepolitsche Maßnahme, um plutokratische Einflussnahme zu erschweren, anderseits Umverteilung zur 
Entlastung der verschuldeten öffentlichen Haushalte und zur Stärkung von Klein- und Mittelstand.) 

* Die Politik muss der Wirtschaft einen vernünftigen Rahmen vorgeben, damit jene Unternehmen, die nachhaltig und 
fair handeln nicht unter die Räder kommen, sondern ein Umfeld vorfinden, das entsprechende Investitionen sinnvoll 
werden lässt. Anderen, die durch Ausbeutung von Menschen und Umwelt oder das Befeuern von Konflikten mit 
Waffenlieferungen etc. Gewinne anstreben, muss dagegen die Geschäftsgrundlage entzogen werden. 
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